
2025 konnten die weltweiten Volkswirtschaften trotz 

vielfältiger geopolitischer Krisen zulegen – China ver-

zeichnete rund 5 % Wachstum, die USA 2 %, Europa ins-

gesamt rund 1,4 %. Deutschland hingegen ist weiterhin 

in der Wachstumskrise stecken geblieben und konnte 

2025 kaum punkten. Was jetzt zu tun ist, macht der 

folgende Beitrag deutlich.

Neben dem Umstand, dass 2025 das dritte Jahr in Folge 

eine signifikante wirtschaftliche Schwäche in Deutsch-

land mit einem Wirtschaftswachstum in 2025 von ledig-

lich rund 0,2 % herrschte, 

dokumentieren mehrere Indi-

katoren die voranschreitende 

Deindustrialisierung und den 

Ernst der gesamtwirtschaftli-

chen Lage:

•	 Verlagerung von Investi- 

tionen und Produktion. 

Laut einer aktuellen Umfrage des Bundesverbands  

der Deutschen Industrie (BDI) planen 68 % der befrag-

ten Industriefirmen, ihre Produktion zumindest teilweise 

ins Ausland zu verlagern. Bereits heute produziert  

etwa jedes fünfte Unternehmen nicht mehr innerhalb 

Deutschlands. Diese Verlagerungen werden durch 

strukturelle Standortnachteile getrieben, die das 

Land im internationalen Wettbewerb zunehmend 

benachteiligen.

•	 Arbeitsplatzabbau im produzierenden Gewerbe.

Die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen zeigt ein 

besorgniserregendes Bild. Deutschland verlor 2025 

im Durchschnitt täglich 392 Arbeitsplätze in der 

Industrie und insgesamt 143.000 Stellen im produ-

zierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe). Dies ent-

spricht einem Rückgang um 1,8 % auf 7,9 Millionen 

Beschäftigte im Vergleich zu 2024.

•	 Strukturelle Kompensation durch Staatssektor. 

Während das produzierende Gewerbe schrumpft, 

wurden 2025 in den Dienstleistungsbranchen 

164.000 neue Arbeitsplätze geschaffen. Jedoch liegt 

hier ein strukturelles Problem vor: Die Beschäfti-

gungszunahme erfolgte überwiegend im öffentlichen 

Dienst, in der Erziehung und im Gesundheitssektor. 

Diese Entwicklung verdeckt die Deindustrialisierung 

in der Arbeitsmarktstatistik, schafft jedoch trotz der 

gesellschaftlich großen Bedeutung dieses Sektors 

keine neuen Wertschöpfungsquellen. Wachstums-

potenziale durch einen Strukturwandel hin zu neuen 

Technologien, Digitalisierung und KI stehen derzeit 

noch am Anfang. 

•	 Die hohen Energiekosten in Deutschland belasten 

und beschränken die internationale Wettbewerbs- 

fähigkeit nachhaltig, gerade in den energieintensiven 

Branchen der deutschen Industrie. Durch fehlende 

eigene Speicherkapazitäten vor dem Hintergrund 

einer auf erneuerbare Energien ausgerichteten Energie- 

infrastruktur ohne hinreichende Backup-Kapazitäten 

ist Deutschland stark von 

Energieimporten abhängig. 

Die Folge: Industrieprodukte 

sind durch höhere Energie-

preise auf dem Weltmarkt 

nicht mehr konkurrenzfähig.

•	Die Kosten des Sozial-

staates und der hieraus 

resultierenden Transferleis-

tungen sind in ihrer absoluten Höhe in den ver-

gangenen Jahren stetig gestiegen und sind durch 

Steigerungen der Sozialabgaben zu finanzieren, was 

wiederum die Margen der Unternehmen und die Kon-

sumquote der privaten Haushalte durch belastete 

Arbeitsentgelte drückt.

•	 Trotz sinkender Beschäftigungszahlen in vielen 

Industrien herrscht insgesamt Fachkräftemangel.  

Die demografische Entwicklung, der Mangel an 

qualifizierten Fachkräften und die Abwanderung 

fähiger Köpfe sowie strukturelle Schwächen des 

Bildungssystems sind hier die Auslöser.

•	 Bürokratie. Sehr hohe und in der Vergangenheit stetig  

wachsende regulatorische Anforderungen binden 

finanzielle und personelle Ressourcen, die dann für 

Produktion, Innovation und Investition nicht mehr 

zur Verfügung stehen.

•	 Das Prädikat „Made in Germany“ ist als Wettbewerbs- 

vorteil auf den Weltmärkten erodiert. Für in Deutsch-

land industriell gefertigte Produkte war dies über 

Jahrzehnte ein echter Wettbewerbsvorteil auf den 

internationalen Märkten. Konkurrierende Volks-

wirtschaften haben technologisch aufgeholt bzw. 

Deutschland zum Teil überholt und hoch qualifi-

zierte Mitarbeiter stehen – wie oben beschrieben – 

deutschen Unternehmen nicht mehr in hinreichender 

Anzahl zur Verfügung.

Mit vereinten Kräften kann 2026 die Kehrtwende erreicht werden 
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•	 Die Lohnstückkosten in Deutschland liegen inzwi-

schen über dem Niveau des Hochlohnlandes Schweiz, 

unter anderem aufgrund hoher Sozialabgaben und im 

internationalen Vergleich geringerer Jahresarbeitszeit 

der Beschäftigten.

 

Ein düsteres Bild vom Wirtschafts- und insbesondere 

vom Industriestandort Deutschland

Aber es gibt auch Hoffnung. Bundeskanzler Friedrich  

Merz hat die Ursache der Situation in seiner Neujahrs- 

ansprache für die politische Ebene richtig ausgemacht: 

„Hausgemachter Reformstau lähmt das Potenzial, das 

unsere Unternehmen haben. Es wird für sie immer 

schwieriger, im internationalen Wettbewerb zu beste-

hen.“ Mit der selbstkritischen Feststellung „Das reicht 

noch nicht“ signalisiert der Kanzler, dass die bisherigen 

Reformanstrengungen noch nicht ausreichen und Ver- 

änderungen zeitnah umgesetzt werden müssen. 

Der Lackmus-Test, ob unser politisches System in der 

Lage ist, die notwendigen Reformen in kurzer Zeit umzu-

setzen, wird 2026 erfolgen. Wird dieser Test nicht be- 

standen, drohen sozialer Unfrieden und ein weiterer 

politischer Ruck in Richtung Populismus nach amerika- 

nischem Vorbild, der dann auch das Risiko mit sich brin-

gen kann, dass die Grundpfeiler unseres politischen 

Systems in Frage gestellt werden. Die Blaupause hier-

für wird derzeit, wie die ganze Welt beobachtet, auf der 

anderen Seite des Atlantiks erstellt. Vor diesem Hinter-

grund heißt es jetzt für alle wesentlichen Player unse-

rer Volkswirtschaft, im Schulterschluss die Kehrtwende 

einzuläuten.

Politik: Strukturreformen zur Verbesserung der Rahmen-

bedingungen

Die öffentliche Hand muss weitere, neue Struktur- 

reformen vornehmen und dadurch Rahmenbedingungen 

schaffen, die den Wirtschaftsstandort Deutschland  

revitalisieren:

Energiepolitik. Deutschland benötigt eine vollständig 

reformierte Energiepolitik, die den Industriestandort 

wieder konkurrenzfähig macht. Dies umfasst:

•	 Eine Reduktion der Strompreise, unter anderem 

durch Optimierung der Abgaben und Umlagen auf 

Strom

•	 Eine realistische Strategie zur Energiespeicherung, 

um kostenintensive Energieimporte deutlich zu redu-

zieren

•	 Eine Neubewertung der Atomenergie als notwendigem 

Bestandteil des Energiemix zur Grundlastsicherung

 

Arbeitsmarktpolitik. Der deutsche Arbeitsmarkt muss 

liberalisiert werden:

•	 Flexible Regelungen für Arbeitszeitmodelle und 

Befristungen, um Unternehmern höhere Planungs- 

sicherheit bei volatiler Nachfrage zu geben

•	 Letztlich auch eine Lockerung des Kündigungsschutzes, 

da am Ende eine solche Maßnahme zu mehr Flexibi-

lität und gesamtwirtschaftlich mutmaßlich sogar zu 

mehr Beschäftigung führen würde. Heute ist es oft-

mals günstiger, eine Teilbetriebsschließung mit Ver- 

lagerung ins Ausland umzusetzen, als eine Skalierung 

der Kapazitäten nach unten zur Anpassung an eine 

gesunkene Nachfrage vorzunehmen. Dies kann vor 

dem Hintergrund der derzeit stattfindenden Deindus-

trialisierung Deutschlands gesamtwirtschaftlich nicht 

gewollt sein.

 

Reduktion der Sozialquote. Die Kosten des Sozialstaates 

und der hieraus resultierenden Transferleistungen müssen 

deutlich reduziert werden, um Nachteile bei den Lohn-

kosten im internationalen Vergleich abzumildern:

•	 Überprüfung der Leistungsfähigkeit von Sozialleis-

tungen hinsichtlich Zielgenauigkeit und wirtschaftlicher 

Tragfähigkeit

•	 Strikte Differenzierung zwischen Sozialleistungen für 

Bedürftige und Transferleistungen an leistungsfähige 

Bevölkerungsgruppen

 

Bürokratieabbau. Hohe regulatorische Anforderungen 

binden derzeit zu viele finanzielle und personelle Res-

sourcen, die dann für Produktion, Innovation und Inves-

tition nicht mehr zur Verfügung stehen: >>
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•	 Höhere Hürden für die Einführung neuer Regulierun-

gen, um die Belastung für Unternehmen nicht weiter 

zu erhöhen

•	 Systematischer Abbau von Compliance-Lasten, ins-

besondere in der Umwelt-, Arbeits- und Steuergesetz-

gebung

•	 Digitalisierung von Verwaltungsprozessen zur Reduk-

tion des administrativen Aufwands

 

Steuerliche Anreize für die Bildung von Eigenkapital. 

Wenn die Erträge aus Eigenkapitalinvestitionen hier-

zulande deutlich höher besteuert werden als in den 

meisten ausländischen Volkswirtschaften, kann die 

Überraschung nicht groß sein, dass die Allokation von 

privatem Kapital meist in Richtung Ausland zeigt. Grund-

sätzlich ist hinreichend privates Kapital zur Umsetzung 

notwendiger Investitionen vorhanden, das auch durch 

weitere steuerliche Anreize zu mobilisieren ist.

Gesellschaft: Stärkung der Eigenverantwortung

Die Übernahme von Eigenverantwortung für den indi-

viduellen Wohlstand muss im Bewusstsein der Gesell-

schaft wieder gestärkt werden. Der Staat darf und muss 

davon ausgehen, dass in Deutschland weitestgehend 

mündige Bürger leben und diese Eigenverantwortung im 

Rahmen der Sozialgesetzgebung auch einfordern. 

Bildung als Grundvoraussetzung:

•	 Eine erhebliche Aufstockung der Investitionen in 

berufliche Aus- und Weiterbildung, um die Fach- 

kräftebasis zu stärken

•	 Stärkere Entkoppelung von Schulabschlüssen und 

wirtschaftlichen Chancen durch flexible Wege zur 

Qualifikation

•	 Stärkere Integration von wirtschaftlichem und finan- 

ziellem Grundwissen bereits in der schulischen  

Ausbildung

 

Neuausrichtung des Sozialsystems. Die Verantwortung  

für sein wirtschaftliches Wohl trägt an erster Stelle jeder 

Bürger selbst – nicht der Staat. Das dicht gesponnene 

Netz unserer sozialen Marktwirtschaft, das uns sinnvoll 

von anderen Marktwirtschaften auf dem Globus differen-

ziert, sollte denen dienen, die dieser Eigenverantwortung 

gerecht werden wollen, aber nicht können – nicht aber 

jenen, deren Bereitschaft zur Selbstversorgung aus kalku-

liertem wirtschaftlichen Abwägen zwischen Arbeitsentgelt 

und Sozialleistungen gegen null geht. 

Dies erfordert das klare gesellschaftliche (Ein-) Verständ-

nis, dass Erwerbstätigkeit Normalfall und nicht Aus-

nahme ist und dass Sozialleistungen jenen vorbehalten  

sind, die tatsächlich ihren täglichen Bedarf nicht 

decken können.

Unternehmertum: Rückbesinnung auf Wertschöpfung

Unternehmer müssen sich ihrer Verantwortung bewusst 

sein – Eigentum verpflichtet. Häufig, aber ausdrück-

lich nicht regelmäßig zeigt es sich heute bei Unterneh-

men der dritten, vierten oder auch fünften Generation, 

dass Unternehmertum primär auf die Absicherung des 

Vermögens der Gesellschafterfamilie ausgelegt ist. Wün-

schenswert wäre im Sinne einer Wahrnehmung der zum 

Teil über Generationen gewachsenen unternehmerischen 

Verantwortung stattdessen:

•	 Geschäftsmodellentwicklung und -transformation. 

Die Anpassung der Geschäftsmodelle an geänderte 

Marktbedingungen ist nicht optional, sondern not-

wendig für das Überleben. Unternehmen müssen 

bereit sein, bewährte Geschäftsmuster stetig zu hin-

terfragen. Die Etablierung eines kontinuierlichen 

Unternehmensentwicklungsprozesses verankert ein 

entsprechend notwendiges Handeln in der Unterneh-

mensorganisation.

•	 Innovation als Überlebensfaktor. Die Stärkung der 

Innovationskraft und Investitionen in Forschung und 

Entwicklung müssen wieder zentrale Budgetposten 

werden. Das Prädikat „Made in Germany“ kann nur 

durch technologischen Vorsprung und Qualität wieder 

an Bedeutung gewinnen.

•	 Fachkräfteentwicklung. Investitionen in die Aus- und 

Fortbildung von Mitarbeitern müssen priorisiert bleiben. 

Es ist essenziell, Arbeitsumgebungen zu schaffen, die 

hoch qualifizierte Mitarbeiter halten und anziehen. 

Nur dann werden die dringend benötigte Einwanderung 

qualifizierter ausländischer Arbeitskräfte sowie die 

Umkehrung der hohen Abwanderungsquoten von 

Fachkräften gelingen können. >>
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•	 Nachhaltige Wertschöpfung vor Vermögensabsi-

cherung. Oberstes Primat muss sein, dass funktio-

nierende Geschäftsmodelle durch kontinuierliche 

Verbesserung erhalten bleiben. Dies ist die Voraus-

setzung für langfristige Vermögenssicherung unter 

der Prämisse, dass vorab die notwendigen standort-

politischen Rahmenbedingungen durch die Politik 

geschaffen werden.

 

Finanzierungssektor: Stärkung der Investitions- 

bereitschaft

Tragfähige Geschäftsmodelle müssen kontinuierlich mit 

hinreichend Kapital ausgestattet werden. Der Zugang 

zu notwendigem Kapital muss den Unternehmen wieder 

durch verbesserte Finanzierungsbedingungen erleich-

tert werden. 

Zwar ging im dritten Quartal 2025 laut KfW-ifo-Kredit-

hürde der Anteil der Mittelständler, die das Bankenver-

halten bei Finanzierungsverhandlungen als restriktiv 

einstufen, erstmals nach sechs Anstiegen in Folge wie-

der zurück. Dennoch sehen sich insbesondere kleine 

und mittlere Unternehmen mit Kreditinteresse weiterhin 

mit im Vergleich zur Vergangenheit deutlich überdurch-

schnittlich strengen Maßstäben konfrontiert. Sowohl 

Eigen- als auch Fremdkapitalfinanzierer müssen vor  

diesem Hintergrund stärkere Zuversicht in wirtschaftlich 

stabile Unternehmensstrukturen entwickeln. Anderer-

seits muss die Kreditnehmerseite eine professionelle 

Finanziererkommunikation sicherstellen, damit Kredit-

geber überhaupt Vertrauen in die Tragfähigkeit des zu 

finanzierenden Geschäftsmodells aufbauen können.

Ausblick und Fazit

Die Perspektiven für die deutsche Wirtschaft in 2026 

sind vorsichtig optimistisch, aber nicht unkritisch. 

Während das ifo Institut ein Wirtschaftswachstum von 

0,8 % erwartet, reichen optimistischere Prognosen bis 

zu 1,6 %. Mit einem breit angelegten Aufschwung ist 

also bislang nicht zu rechnen, was unterstreicht, dass 

schnelles und nachhaltiges Handeln erforderlich ist.
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Im Fazit bleibt mit etwas Optimismus festzuhalten, dass 

die Vorzeichen für eine wirkliche Kehrtwende bei der  

Deindustrialisierung Deutschlands aktuell so gut stehen  

wie seit vielen Jahren nicht mehr. Die Erkenntnis, 

woran unsere Volkswirtschaft derzeit lahmt, durchdringt 

mehr und mehr das Bewusstsein der relevanten Teil-

nehmer unserer Wirtschaft. Politik, Gesellschaft, Unter-

nehmer, Finanzierer sowie Arbeitnehmer und Arbeitneh-

mervertretungen verstehen mehr und mehr, worauf es 

jetzt ankommt. Nach unserer Wahrnehmung wächst die 

Bereitschaft dieser Interessenparteien, gemeinsam das 

Ruder herumzureißen. Dies muss der Auslöser für eine 

Umkehr der aktuellen Entwicklungen sein. Sofern die 

richtigen politischen Impulse zeitnah aus Berlin gesetzt 

werden, sind wir zuversichtlich, dass eine Kehrtwende 

im Schulterschluss von Politik, Gesellschaft, Unterneh-

mertum, Finanzierungslandschaft und Arbeitnehmer-

seite in diesem Jahr mit Blick auf die Deindustrialisie-

rung begonnen und gleichzeitig der Strukturwandel hin 

zu neuen Technologien, Digitalisierung und KI besser 

gefördert werden kann. 

Wir als hahn,consultants begleiten Unternehmen und 

Unternehmer in dieser Phase mit sehr viel Erfahrung 

und großer fachlicher Expertise in den jetzt mehr denn 

je relevanten Bereichen Geschäftsmodellentwicklung 

und -transformation, Finanzierung und Finanziererkom-

munikation, Bewertung und Entwicklung strategischer 

Optionen sowie Moderierung von Gesellschafterkreisen. 

Fordern Sie uns gerne. Wir sind bereit, unseren Beitrag zu 

leisten, die Industrie als Unterbau einer soliden Volks-

wirtschaft wieder auf ein stabiles Fundament zu stellen. 

Frank Jakisch  
Senior Partner 
hahn,consultants gmbh

Holger Hahn  
Executive Partner 
hahn,consultants gmbh
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